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FÜR WIRTSd;HAFTLICHE ANGELEGENHEITEN Telefax 713 79 95,7139311 

L 

J Telefon 0222/71100 Durchwahl 

Name/Tel.-Klappe des Sachbearbeiters: 

Geschäftszahl 2 9 • 6 3 0 I 6 1 - I I 51 9 0 Mag. Gregorich/5161 

GATT; österreich-USA; Konsens Bitte in der Antwort die 

üb e r ein e Bei h i 1 fe n dis z i pli n auf .. _...;G;;e;SC~h;äf~ts~z~ah~1 if.di;ieisie~s_"""' __ --:I 
dem Stahlsektor Ge Si ;;yn Üh~n'n t w ur f 
Begutachtungsverfahren ~ Zl.. .~?~j~~W~~ 

! D~hum.!1f~""" .. """ ........ _.- . An 
Präsidium des Nationalrates 
Oesterreichische Nationalbank 

\ Verteilt .~ .. 2:~~.!.:._~90 
Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
PräsidentenkonfereE der Landwirtschaftskammern 
österreichischer Arbeiterkammertag 
österreichischer Gewerkschaftsbund 
Vereinigung österreichischer Industrieller 
österreichischer Rechtsanwaltskammertag 
Verbindungsstelle der Bundesländer 

österreichs 
/ 

,/ 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten über­

mittelt beiliegend eine Kopie des gegenständlichen Abkommens, des 

Vorblattes und der Erläuterungen zur Regierungsvorlage i.G. mit 

dem Ersuchen um ehestmögliche Stellungnahme. Sollte bis 29.10.1990 
• t r pm n , •• ~ : ...... I .. rr.~t4Iil~ __ ...,,~.J,( 

keine do. Stellungnahme vorliegen, wird davon ausgegangen, daß 

gegen den vorliegenden Entwurf kein Einwand besteht. 

Beilage 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Wien, am 3. Oktober 1990 

Für den Bundesminister: 

i.V. Weiser 
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v Cl r b I a t t 

Problemstellung: 

Der Konsens Uber eine Beihilfendisziplin auf dem Stahlsektor soll 

als zusätzliches Abkommen zum bereits verlängerten Selbstbe­

schränkungsabkommen betreffend den Handel mit bestimmten Stahl­

produkten dazu dienen, 

- liberalere Bedingungen auf dem Stahlhandelssektor zu 

gewährleisten, 

- ein faires Handelsumfeld fUr Stahl zu schaffen und 

- Handelsverzerrungen im Stahlsektor abzubauen. 

Problemlösung: 

Der Stahlkonsens zielt darauf ab, bis zur EinfUhrung neuer GATT­

Disziplinen im Rahmen der Uruguay-Runde mittels eines bilateralen 

Konsenses zu gewährleisten, daß der Handel mit Stahlprodukten 

nicht durch irgendwelche Maßnahmen z.B. tariflicher oder nicht­

tariflicher Art behindert wird und eine wirksame Disziplin fUr 

staatliche UnterstUtzungen geschaffen wird. Weiters verpflichten 

sich die Vertragsparteien zu einer in beiderseitigem Interesse 

gelegenen Kooperation innerhalb des GATT, um auch auf multilate­

raler Ebene auf Techniken und Modalitäten zur EinfUhrung wirk­

samer Regeln fUr staatliche UnterstUtzungen und die Beschränkung 

tariflicher und nicht tariflicher Maßnahmen hinzuarbeiten. 

Alternativl~sung: 

Keine:: 

Kosten: 

Durch den Abschluß dieses Abkommens werden keine zusätzlichen 

Kosten entstehen. 
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Vereinbarkeit mit EG-Recht: 

Die Bestimmungen dieses Abkommens sind gegenUber dem EG-Recht 

neutral und entsprechen im Ubrigen dem Abkommen, daß zwischen der 

EG und den USA abgeschlossen wurde . 
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E r 1 ä u t e run gen 

1. Allgemeiner Teil 

Der Konsens Uber eine Beihilfendisziplin auf dem Stahlsektor und 

der Briefwechsel stellen einen gesetzesändernden bzw. gesetzea­

ergänzenden Staatsvertrag dar, der vom Nationalrat genehmigt 

werden muß. Dabei ist besonders auf Art. 5 des Ubereinkommens 

hinzuweisen, der eine schiedsgerichtlliche Beilegung von Strei­

tigkeiten aus dem Ubereinkommen vorsieht. Oie Ubertragung solcher 

Hohheitsbefugnisse an ein internationales Schiedsgerichtsorgan 

bedarf der Zustimmung des Nationalrates gem. Art. SO Abs. 1 B-VG. 

Da gemäß Art. 2 Abs. 3 des Ubereinkommens auch die Beihilfen 

regionaler und lokaler Behörden erfaßt werden und somit gemäß 

Art. 5 Aba. 2 bindende SchiedssprUche auch das Handeln dieser 

Behörden bestimmen können, wird möglicherweise auch eine Absi­

cherung im Verfassungsrang erforderlich sein. Aus diesem Grund 

kann das Ubereinkommen gern. Art. 50 Abs. 1 2.Satz S-VG auch nur 

mit Zustimmung des Bundesrates abgeschlossen werden. 

österreich hat mit den USA das Selbstbeschränkungsabkommen be­

treffend den Handel mit Stahlprodukten (8GBl. Nr. 242/1990) auf 

Wunsch der USA weiterverlängert. Oie US-Stahlindustrie begrUndete 

ihre Forderung nach der Verlängerung des Selbstbeschränkungsab­

kommens mit weltweiten Uberkapazitäten bei einer andauernden 

Subventionsgewährung. Ziel ist, die Verhandlung eines interna­

tionalen Stahlkonsenses im Rahmen der GATT-Uruguay-Runde und der 

begleitenden bilateralen Verhandlungen, wobei folgende Hauptziele 

angestrebt werden: 

- Beschränkung von staatlichen Subventionen und staatlichem 

Einfluß auf dem Stahlsektor, 

- Verringerung von Handelshemmnissen zur Marktöffnung (tarifliche 

und nicht tarifliche Maßnahmen) und 

- Effektive Maßnahmen zur Absicherung der Einhaltung der 

Konsensverpflichtungen. 
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Aus oben angefUhrten GrUnden hat sich auch bsterreich ent­

schlossen, das von den USA geforderte Abkommen Uber eine Be1-

hilfendisziplin auf dem Stahl sektor mit den USA abzuschließen. 

11. Besonder'er' Toll 

In gegenst~ndlichem Abkommen werden gemäß Art. 2 Abs. 3 unter 

"Staatlicher Unter'stützung" legistische und faktische UnterstUt­

zungen, wie auch bffentliche Mittel in irgendeiner Form ver­

standen, die von bundcsstaatlichen als auch regionalen Gebiets­

kbrperschaften gewährt werden; ausgenommen bleiben jene staat­

lichen UnterstUtzungen, zu denen sich bsterreich oder' die USA vor 

Inkrafttreten dieses Abkommens verpflichtet haben. 

Auf Grund der o.a. Beihilfen gemäß Art. 2 Abs. 3 wird in Art. 5 

Abs. 2 das Streitverfahren folgendermaßen geregelt: 

Im Falle einer Nichteinigung durch Konsultationen, wenn es be­

zUglieh der Auslegung oder Durchführung des Konsenses zu Diver­

genzen kommt, unterwerfen sich die Vertragsparteien einem ver­

bindlichen Schiedsgericht. Die bei den Parteien wählen in dieses 

Schiedsgericht zuerst je einen unabhängigen Schiedsrichter ihrer 

Wahl und dann noch einen dritten, unabhängigen Schiedsrichter, 

der den Vorsitz fUhrt. 

Die Verfahrensregeln werden entweder von den Parteien oder den 

Schiedsrichtern festgelegt. Die Entscheidung des Schiedsgerichtes 

erfolgt durch Mehrheitsvotum und muß innerhalb von 3 Monaten 

getroffen werden. Bei einem schwerwiegenden Verstoß gegen Art. 2 

oder 3 kann die geschädigte Partei vorläufige Abhilfemaßnahmen 

vorschlagen bis zu einer endgUltigen Entscheidung durch das 

Schiedsgericht. Falls sich die Parteien nicht dem vom Schiedsge­

richt geforderten Maßnahmen unterwerfen, ist bei Bewilligung eine 

30tägige Aussetzung m~glich. 
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AGREEMENT ON STEEL TRADE LIBERALIZATION 

In the course of negotiations between the Government of the 
united states of America (the "US It

) and the Government of Austria 
("Austrialt), both parties have agreed to the following concerning 
steel trade: 

ARTICLE 1 

l:'The US and Austria recognize that there is a need to achieve 
efficient new general disciplines in the context of the 
Uruguay Round of Multilateral Trade Negotiations to avoid 
trade distorting practices. 

2. The US and Austria recognize the economic importance of the 
steel sector for their economies, the history of public 
support and barriers to market access which have distorted 
trade in steel for many years, and other specific 
characteristics of this sector. 

3. To cover the period prior to the establishment of new GATT 
disciplines during the Uruguay Round, the US and Austria have 
agreed to conclude this bilateral agreement, the basic 
objectives of which are: 

o To provide a transition toward the more liberal conditions 
for steel trade which will result from the rules and 
disciplines of the GATT negotiated in the Uruguay Roundi 

o To reduce trade distorting practices in steeli and 

o To establish a trading environment for steel that is fair and 
open. 
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4. This a~reement, while facilitating the achievement of the 
object~ves described in paragraph 3, shall not prejudice the 
negoti~ting positions of the US or Austria with respect to 
genera~ disciplines on sUbsidies, dispute settlement or 
tariff'and non tariff measures in the GATT or in the 
Agreement on Interpretation and Application of Artieles VI, 
XVI and XXIII of the General Agreement on Tariffs and Trade. 
The US and Austria recognize that this Agreement cannot 
predetermine the results of the Uruguay Round of Multilateral 
Trade Negotiations or the techniques or modalities for 
aChieving disciplines under negotiation in the Uruguay Round 
that may apply to the steel sector under general rules or 
otherwise. 

5. The US land Austria confirm that their mutual interests will 
be served by working together in the Uruguay Round to aehieve 
multilateral agreement on rules imposing effective 
diseip~ines on public support, and limitations on tariff and 
non ta~iff measures, that are consistent with the aims and 
princi~lines of this Agreement. To obtain this objective, 
the US land Austria agree to coordinate their efforts to 
ensure iin the Uruguay Round GATT rules prohibiting publie 
support to the steel sector proscribed by this Agreement. 

! 

·"":L The US 
their 
grant 
of Exp 
Interp 
of the 

2. The US 
be gra 
Append 

ARTICLE 2 

and Austria reaffirm, for purposes of this Agreement, 
bligations under existing multilateral rules not.to 
ny export subsidy identified in the Illustrative List 
rt Subsidies in the Annex to the Agreement on 
etation and Application of Articles VI, XVI and XXIII 
General Agreement on Tariffs and Trade. 

and Austria agree th~t other publie support shall not 
ted to their steel industries, except as provided in 
x A. 

3. For pu~poses of this Agreement, "Public Support" to the steel 
industty means intervention specifically provided by law or 
in fact to that sector by the US or Austria, ineluding by way 
of any!regional or local authorities or through publie 
resour~es in any form whatsoever. It shall in partieular 
cover the forgoing of receipts, such as fiseal eoneessions, 
and the transfer of public resources to steel undertakings in 
the form of acquisitions of shareholdings or provisions of 

... 
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capital or similiar financing which cannot be regarded as a 
genuine provision of risk capital according to usual 
investment practice in a market economy. 

4. Public support commitments taken by the US or Austria be fore 
the entry into force of this agreement and described in 
Appendix B shall not be affected by this agreement. 

ARTICLE 3 

Because tariff and non-tariff measures can restrict and distort 
steel trade flows, the US and Austria agree to implement 
liberalization of both tariff and non-tariff measures as folIows: 

1. Tariffs: Through negotiations in the Uruguay Round, the US 
and Austria agree to seek from all participants substantial 
reductions, harmonization, or, as appropriate, elimination of 
tariffs on steel, as weIl as substantial increases in the 

"scope of bindings. 

2. Non-Tariff Measures: The US and Austria agree not to 
introduce any steel trade restrictive provisions or 
distorting measures inconsistent with provisions of the GATT 
or the instruments negotiated within the framework of GATT er 
under its auspices. Further, the US and Austria agree not to 
take any steel trade restrictive or distorting measures for 
balance of payments reasons. 

ARTICLE 4 

At the time when the US and Austria have made, and will need to 
continue to make, structural adjustments to their steel 
capacities, they confirm their determination not to foster 
overcapacities in steel production through official export 
credits or tied aids. Therefore, the US and Austria agree to 
seek expeditiously increased discipline over tied aid credits 
and other forms of subsidized official export credit support for 
steel plants and equipment in the OECD. 

When guaranteeing or granting such credits, the US and Austria 
will take into consideration the viability of the projects and 
examine the possible repercussions on the stability of the steel 
market of the US or Austria. 

331/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)8 von 30

www.parlament.gv.at



- 4 

I 

The us andl Austria: 

i 

ACknOW1~dge that the interests of both parties are best 
served ~f agreement can be reached at an ear1y stage on a 
common attitude on officia1 faci1ities for a particu1ar 
transaction; 

Reaffi~, therefore, the need to promote common attitudes, 
particu~arly on important transactions; 

I 

, 

! 

Recogni

f
' e that in certain instances, notab1y when existing 

exchang of information procedures are perceived to be 
functio ing in an unsatisfactory manner, face-to-face 
consu1t tions could facilitate the adoption of a common 1inei 

I 

Underta~e, in such circumstances, to respond favorably to any 
such request for early face-to-face consultations and to 
attend any meeting arranged in order to reach a common 
attitud~ in conjuction with other interested participants; 
and 

Confirm: moreover the importance they attach to a strict 
observation of the arrangement on guidelines for officially 

'jI< ~." supported export credi ts . 

i 

ARTICLE 5 

1. The US ~nd Austria shall enter into consultations with each 
other c ncerning such representations as either party may 
make wi h respect to any matter affecting the operation of 
this Agreement. . 

2. If a d~spute arises between the US and Austria arising out 
of, or~related to, the interpretation or application of this 
Agreem nt, and if such dispute cannot be settled by means of 
consul at ions within fifteen days after arequest therefore 
made b~ either party, then the US or Austria may notify the 
other ~arty that it is referring the dispute to bindinq 
arbitration and appoint an arbitrator. within fifteen days 
of such notice, the other party must appoint a second 
arbitrator. Such arbitrators shall not have a financial 
interest in the dispute and shall not take instructions from 
either party. 

-. 
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The two arbitrators appointed by the US and Austria shall 
appoint a third arbitrator, selected from a list of 
arbitrators compiled by the US and Austria, or by random 
selection if necessary, within fifteen days after the 
appointment of the second arbitrator.' The third arbitrator 
shall not be anational of either party, shall not have a 
financial interest in the dispute, and shall serve as 
Chairman of the arbitration panel. 

The rules of procedure shall be established by Austria and 
the US and, failing that, by the arbitrators. The procedures 
shall assure a right to at least one hearing before the panel 
as weIl as the opportunity to provide written submissions and 
rebuttal arguments. 

Each party shall bear the cost of its own arbitrator and its 
presentation in the proceeding. The cost of the Chairman and 
the remaining cost of the proceeding shall be borne equally 
by the US and Austria. 

3. The panel shall make its decisionsby majority vote. 

4. within three months after the Chairman is appointed, the 
panel shall determine whether there has been an infringement 
of this Agreement. The panel shall also determine the 
appropriate measures to remedy such infringement. 

In extraordinary circumstances that prevent the panel from 
meeting the required deadline, the parties may agree to 
extend the d~adline but only to the extent necessary. 

5. In the case of a clear and significant violation of Article 2 
or 3, the adversely affected party may propose a preliminary 
remedy to offset the effects of such a violation pending a 
final arbitral determination. The preliminary remedy shall 
be subject to the same guidelines as a final remedy. 

The procedures for establishing a preliminary remedy shall be 
as follows: 
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(a) If he matter has not been resolved through 
consultatiions within 15 days, and notice has been given by 
the adve~sely affected party that it considers the matter to 
be a cle&r and significant violation, the parties shall 
within 5 Idays appoint the Chairman of the arbitration panel 
by agree~ent or by random selection from the mutually 
compiled Ilist. 

(b) Aft~r selection of the Chairman, the adversely affected 
party ma~ submit to the Chairman a proposed preliminary 
remedy tq offset the effects of such a violation. within 15 
days, th~ Chairman must decide whether to authorize the 
proposed !preliminary remedy, or to modify or disapprove such 
proposed iremedy. The decision of the Chairman on the 
eXistenc~!, scope, nature and duration of the preliminary 
remedy s all be made taking into account the clarity and 
signific nce of the violation and the reasonableness of the 
prelimin ry remedy in light of the guidelines for a remedy. 

! 

(c) The ipreliminary remedy authorized by the Chairman may be 
applied QY the adversely affected party until extended, 
modified 'or terminated by the arbitration panel's final 
determin~tion. 

6. 1) In m~king its interim relief and final remedy 
determin tions under paragraphs 4 and 5, the panel shall take 
into ace unt the following guidelines: 

(a) reference shall be given to measures related to the 
produ t or products associated with the violation and that 
incre se or decrease export ceilings under the Arrangement 
Betwe n the Government of Austria and the Government of 
the U ited states of America Concerning Trade in Certain 
steel Products entered into on 7 December, 1989. 

If neJessary to achieve the objectives of this Agreement 
with tespect to an infringement, the panel may authorize 
the i~position of temporary duties, or security therefor, 
on im~orts of products originating in the territory of the 
infri1ging party into the territory of the non-infringing 
partYl 

I 

In de$igning such measures, the fOllowing shall be taken 
into ~ccount: 
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(1) the gravity and nature of the infringementi 

(2) the duration thereofi 

(3) the adverse effects on the interests of the other 
party; and 

(4) the proportion of US-Austria trade in the produqt 
or products directly concerned by the infringement. 

2) Measures decided by the arbitrators should not be applied 
cumulatively with national or other provisions in respect of 
the same factual elements which constitute the infringement 
whether they have already been decided or are decided 
subsequently. 

7. The US and Austria must take the measures specified by the 
panel in its determinations. If the US or Austria fails to 
implement such measures and they are unable to agree on 
appropriate compensation or other re~edial action, then the 
other party may propose to the panel suspension of equivalent 
benefits under this Agreement to the non-complying party. 
Such suspension shall take effect 30 days after it is 
proposed to the panel unless the panel disapproves such 
action. 

ARTICLE 6 

1. This Agreement shall enter into force on the date on which 
the contracting parties have notified each other that the 
procedures necessary to this end have been completed and it 
shall remain in force in whole or in part until such time as 
the parties jointly determine. 

2. This Agreement may be amended by mutual consent of the US and 
Austria to take into account any new situation which may 
arise, in particular the results of the Uruguay Round 
Negotiations. 

3. The provisions of this Agreement only concern steel and for 
the purpose of this Agreement "steel" shall mean those 
products described in Article 3 of the Arrangement Concerning 
Trade in certain Steel Products dated 7 December, 1989. 

331/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 30

www.parlament.gv.at



- 8 

4. This Agreement does not affect the rights and obligations of 
the par~ies under the GATT or other multilateral instruments 
negotia~ed under the auspices of the GATT. 
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APPENDIX A 

All public support to the steel industry is prohibited under the 
terms of this Agreement with the following exceptions: 

1. Public Support for Research and Development 

Up to a maximim of 35 percent net grant equivalent of the 
eligible costs as regards basic industrial research and 25 
percent in the case of applied research and development. 

Eligible costs are only those which are directly related to 
research and development, excluding those related to 
industrial application or commercial exploitation of the 
results. 

2. Public Support for Environmental Protection 

Up to a maximum of 15 percent net grant equivalent of the 
investment costs directly related'to the 
environmentalmeasures concerned. 

3. Public Support for Social Purposes 

Aid to costs of payments to workers made redundant or 
accepting early retirement by the permanent discontinuance, 
curtailment or change of activities of steel undertakings. 

4. Public Support for Closure 

Aid to meet closure costs additional to social costs 
mentioned in paragraph 3 to steel undertakings which 
permanently cease steel production up to a maximum of the 
higher of the following two values: 

(a) The discounted value of the contribution to fixed costs 
obtainable from the plants over a three year per iod less the 
advantages obtained by the firm from the closure; or 

(b) the residual book value of the plants. 
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APPENDIX B 

Benefits in accordance with the execution of the provisions of 
the "OIAG-F'nanzierungsgesetz 1987" (BGBl. Nr. 298/1987) up to 
an amount 0 AS 2 billion. The Government of Austria has no 
plans for t e actual disbursement of the aforementioned amount. 
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OBERSETZUNG 

t( 0 N S F N S 

In den Verhandlungen zwischen der ASRierung der Vereinigten 

Staatr:n von Amprika (im folgenden die "UriA" gf'nannt.) einer'seit!; 

und der Aegie run 2 der Republik dsterreich (im folgenden 

"bsterreich" genannt] andererseits Jber den Handel mit 

Stahl erzeugnissen sind die beiden Parteien wie fole t 

übereingekommen: 

Ar·t H, .. ~ I 

(1) Die USA und bsterreich erkennen an, daß zur Vermeidung von 

Handelsverzerrung8n in der Uruguay-Aundc multilateraler Handels­

verhandlungen neue allgemeine Disziplinen vereirlbart warden m~s-

sen. 

(2) Die USA und ör;t8r'r'8ict, sind sich der wir·t~;chaftlichf::n Aed8u­

tung des Stahlsektors für ihre Volkswirtschaften bewußt, wie auch 

der historisch~n Entwick]un~ staatlicher Praktiken zur Unter­

stützung und Behinderung des freien Marktzuganges, die seit 

vielen Jahren zu einer Verzerrung des Staillhande]s führen, sowie 

der anderen spezifischen Merkmale dieses Sektors. 

(3) Bis zur EinfUhrunR neuer GATT-Disziplinen im Rahmen der Uru·· 

guay-Runde sind die USA und bsterreich übereingekommen, diesen 

bilateralan Konsens zu schließen, der im wesRntlich~n darauf 

abzielt, 

f! i ne n üb f' J' g, a n g :z u den 1 i be r.::l1 E! r [; n 8 r.: d i n gur. g r, n für d f' Tl 

Stahlhandel zu schaffen, die sich aus den in der 

Ul'Ug, ua y' -Flu nele 
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-O'sziplinen ergeben werden, 

Ha cJe1sverzerrungE:n im StahlsE::l<,tDr dbzubclucn und 

. I 
el~ faires und offenes Handelsumfeld für Stahl zu 

schafff:rl. 

( 4) Die se r K ~ n 0; 8 n 5 sol 1 cl i C V f' r wir 1<, I i (; h u n g der j n Ab s a 1. 7' 3 ~. e .­

nannten Ziel~ erleichtern, ohne die Position der USA oder dster­

re i eil s i n d e nj Ver h fl n d 1 u n gen übe r u 1 1 f( eine j n f! 0 i s z i pli nc n für R f' :i. -

hilfen, Streiltbeilegung oder tariflich{~ und nichttar'ifliche Maß-­

nahmen :im nahlrnen dr~5 GATT oder des Uberr:inhornmens ;;~ur- AUSl!:q~iJrIp' 

und P. n wen dun g! d E: I' f.. r· t i J.', e 1 V I, X V run d XXIII des Allgemeinen 

Z011- und Ha~delsabkommens zu beeintr~chtigen. Die USA und 

bsterreich erlkennen an, daß dieser Konsens die ErgebniGse der 
! 

Uruguay-Flundei multilateraler HandeJ 5verllandlungell oder' die in 

dieser Runde .ausgehandelten Techni"en und Moddlit~ten zur Ein­

fijtH-ung von Disziplinen nicht. pri::.jju(li~~iI-1rt., die.im Hahrrlf.:fI <'111 

gt-:m8iner' Vors;chriftr:n oder in ,"oflstiger r:orm auf den Strihlsel-',lor­

A n w P. n d I J n g f i r~ den r, ci n n 8 n . 

seitigem Int~re5se ließt, gemeinsam mit der UruRuay-Aunde duf 

cJ.ine mUlt.ilCltlerule Linigunp. auf Rf~geln lUr- linführun",. WirK~}L:lmCI' 
Disziplinen ~0r staatliche Unter~tützungen und für die 8eschr~n­

!-',ung tarifliCI'her und nichttarJflichf:r' Maßnallmf!n tlinZUi:lr·I.H~iten, 

die mit dem Zielen und Grund5~tzen dieses Konsens in Einklang 

stehen. Zu diesem Zweck kommen die USA und Hsterreich übersin, 

ihre 8emühun~en zu koordinieren, um in der Uruguay-Aunde 

GATT-Regeln ~icherzustellen, die ciffentliche Beihilfen an den 

Stahl sektor v~rhindern, dia durch diesen Konsens verboten werden. 

Artikel 2 

(1) Die USA ujnd östel'reich bestätigen in di(~sem Konsens ihre 

Vf.:rpfJiLhtun~cn aus bestehf.:nd~n mult.ilateralen Bestlmmunecn, 

r.f:1nf:1 de{- fl.u r,fuhrocihilfl:11"1 ;,~u f~f.!wätH·en, die in der 8rL:jLJtr~r'ndE:n 
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Liste im Anhang zum ilbereinkommen zur Ausleeung und Anwendunß der 

Artikel VI, XVI und XXIII des Allgemeinnn Zoll - und Handrdsab 

kommens ausgefUhrt sind. 

(2) Oie USA und östf;,rreich 1<,010lncn übernin, :ihren f:itohlindu!;tr:ien 

keine anderen staatlichen Beihilfen zu gewähren, al~ sie in An­

hang A vorgesehen !;jr,d. 

z u n g" f ij r die S t d h 1 in d u 5 tri 8 1 f~ gis t i ~, c h ü Ci d (~ l' f' d k t i. ~j c h ,~ rn -­

tervE:ntionen der USA oder ü!.:terrf":Lchs inKlus:ivf' regionaler oder 

lOKaler GebietskörperschaFtnn od[-!r" durch 'öffentlic:hf: Mittel in 

ir"gendeiner f- orm zu verstel,pr-,. DeüJfd handel t. e~; sich irlsbps01Hh~f'f.' 

um Einnahmen wie Steuervergürlstigungen oder den Transfer 

iiffentlicher Mittel on Btahlunt.E:!rnE!hmf:n in f-cJrlo df;S [r"vu'l-'bs v{m 

Beteiligungen oder der 8ereitstellunu von Kapitel oder ähnlicher 

Finanzierungen, die nicht als ~chte Aisikokapitalbeiträge nach 

der Ublichen Investitionspraxis in einer freien Marktwirtschaft 

i':lnge~;eflp.n werden I<,önnen. 

(4) Dieser Konsens lJerijhrt nicht die ~;t.adtlic;hpn Unt.c{·ctülzunvpfI, 

zu denen sich die USA oder dsterreich vor In~rarttr~ten dieser 

Vereinbarung verpf"lichtet hat. 

Artikel 3 

Da die Itandelsströmc bei Stahl durch tari~arisch~ und nichttarif" 

arische Maßnahmen beschränkt und verzerrt werden kcinnen, kommen 

die USA und österreich übers!n, sowohl die tarifarischen als auch 

die ntchttarifarischen Maßnahmen wie folgt zu liberalisieren: 

1. Tarifliche Maf3nahrnlJn: Dlf: USA und ti!~t{"~rrei.ch kOmmf!n 

Uberein, sich in den Verhandlun~en der Urugudy-Runde 

d a für ein :L lJ set 7 (: n, daß .=11 J c! T eil fI e h !TI C r roi c h :7 U P. i n r, r 

wesentlichen Verringerung, Hc::rmoni(,il~rung OdH\" gegebe­

ne n fa 1 1 s IJ c !; ü j t :i g LJ n ~ d r, r' ? ö 1 J. (: auf fi t ü h .l s () wir, Z lJ (: i ne r 
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r~chtlichen Erhöhung des BindungsumFanges bereiter-

ren. 

2. Niphttarifliche Maßnahmen: Oie USA und österreich 
I 

ko~men Ubere1n, keine den Stahlhandel be5chr~nkenden 

odpr verzerrenden Maßnahm~n einzufUhrerl, die mit den 

GArT-Bestimmungen oder den im Rahmen des GATT 

au p gehande 1 t. en Ins t l'umen te n nich t_ vere:i nba r ~ i .. d . 

Ferner verpflichten sich die USA und österreich, kHine 

Handelsbeschränkungen aus lahlung~LilanzRrUndclr 

einzufUhren. 

Artif.'.el 4 

I 

In einer 2eit, in der die USA und österreich Umstrukturierungen 

vorgenommen haben und weiterhin vor'rlehmen müssen, um itrr'e Str.:rhl-

kapazitäten nzupassen, bekräftigen sie ihre Entschlossenheit, 

Uberkapazitä en in der Stahlproduktion nicht durch ctaatliche 

Ausfuhrkredi e oder gebundene Finanzkredite zu fÖrdern. 

Oie USA und "sterl'eich kommen dahel~ ijt.erein, sich :in dp.r OECD 

umgehend fUr eine grcißere Diszjplin bei ßebundenen Finanzkrediten 

und ander'en ormen ctaatlich unterstützter- Ausfuhrkredite -für 

Stahlwerke u d -ausrUstungen einzusetzen. 

Bei der Gara~tie oder der Bereitstellung derartiger Kredite 
I 

werden die U A und österreich die LebensfähiRkeit der ProJBkte 

Lerücksichti en und die möglichen AuswJrkungE:n auf die Stabilität 

des amerikan'schen oder österreichischen Stahlmarktes prUfen. 

Die USA und . s1.erreich 

ert<.ennf/ n an, daß den] nteressen bei der Parteien am fdresten 
I 

gadien11 wird, wenn bereits in einer ersten Phase eine Ei-

nigung auf gemeinsame ~Ialtung gegcnUber staatlichen Ver-
I 

gGnstigungen fUr ein bestimmtes Ausfuhrgesch~ft erzielt 

wir-d; 
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bekräftigen daher die Notwandigkeit, sich vor allem bei 

wicht.if!.en Au~;fuhrgf-!schclf'tf?n um r::ine ~~Brne:ir.sm(w l-Ialturll', J'U 

bemühen; 

erkennBn an, da~{ in bestilnmten Fällen, vor a] lro rn WE!nn die 

bestehenden Verfahren für den Informationsaustausch nicht 

i n z u f r i e. den "' t e.1 1 f1 n der W f! i f:i E! fun .... t i () nie r f: n, d :i c Ver p j n b ,j -

rung einer gBmeinsamen Haltung dur'eh persönlich::;; Konsulta­

tionen er']~ichtf!rt werden ~,önntp; 

verpFlichten sich, in diesen Fäll'en den f..rslJchen um baldi.r~l' 

per' 5 Ö nl j c he K 0 n 5 u } tat in n f: TI S t d t t ... u f'. P LI,-o {I U n ci fI n i'I 1 1 f: n E:i t 

zun~Bn teilzunehmen, die 8inberufE:n werden, um ZUSiHllmer, mit 

andCl~f!n bctr'offf:IIE: Tf':i,Jnehrnprn (dnr: ~~e{nc:in~;"'II,r' Ifdliul'lf!,:LU 

vereinbaren, und bsstätiRen darüber hinaus, daß sie einer 

stl~~ngf::n Einhaltun~~ (jf.!l'" Verr,:inbc>l°'unf1, ijt'f:r' n'jctd.J:ir,:if,n -für' 

staatlich unterstUtzte Au&fuhrkreditu groß~ UAdeuturl~ 

beilTlef,!>'f.!n 0 

Ar'tikelS 

(1) Die USA und bsterreich nehmen Konsultationen über Beschwerden 

auf, die jede Partei vorbringen kann, wenn dip DurchfUhrung die­

ses Konsens in irgendcdner Weise beeintri:k'htigt wird. 

( 2) S CJ 1 1 t e f"~ s bei d e !~ Aus 1 f1 ;,t. U n g 0 der 0 lJ r- c h f ü h run g d:i f! S f! S K es n !, f! n r; 

zwischen der USA und österreich zu einem Streit kommen, und kann 

dieser Streit nicht durch KonsuJt~tionen jr,nf:rhalb von 15 TaRen 

nach dem Konsultatio"Rersuchen einer der Parteien beigelegt wer­

den, teilt die USA oder österreich der jeweils anderen Partei 

mit, daß sie den Streit vor ein verbindliches Schiedsgericht 

br:ingt, lInd bpl,enn1: f!inen Schjecfsr'~(;htpr'. lrtnf'cha'fb vun 1S Tagferr 

nach dieser Mitteilung muß die andere Partei einen zw~iten Schied~-

richter 
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Ci 

Interesse an sm Streit h~ban und von keiner P~rtBi Weisungen 

ent gegennE:,tlrnr, 

Di~ beiden UD der USA und Hsterreich benannten S~hjed~rjcht~r 

wählen Innerh- Ib von 15 Tagen n~ch der ßRnennung des zweiten 

Schiedsrichte ~~ einen c1r:i tf:t,U-1 fichjpdsr'ichtel', pnlw"der aur; fdnf'r' 

SOWOlll von de USA als duch von b5l~rreich anerkannten Li~t~ 

oder', falls n twendig, ndch eiern lufallspr':in:rl.p. Der dritle 

Schiedsrichte darf weder die Staatsangsh6riRkeit einer der bei-

Streit haben. Er f~hrt den Vorsitz des Schieds~erichtes. 

Oie Verfahren regeln werden von Hsterreicll und der USA ader, 

falls dies nl ht m~glich 1st, von den Schiedsrichtern fcstgsleet. 

Das Ver'fahren f.ieht das flecht. auf rnindr·~lenf.; eint:! Anh~rung ourcll 

das Schiedsgericht sowie die Mcigl1chkeit vor, 5chriftliche 

Sachäußerungerr lind Geg{~nargurnE:rltE: vor·zubr'ingEm. 

i 

.Jede Partei triägt die Kosten ihres eißI'HIAn Schied~r'ic:hters und 

. I. f Ihrer Vertret ng -in dertl Ver i:lhT'f'n. D:ie i<ost.en fi.ir· den dr:lttnft 

Schiedsrichte und die Ubrigen Verfahrenskosten werden von der USA 

und th.tt!rr·(dct ~:u gJeichen lfdlen fl,eiraft,erl. 

(3) Das Schiecsgericht entscheidet durch Mehrheitsvoturtl. 

(4) Innerhölb Ivon drei t"onuten nach der Benfjnnunp, dp5 Vorsit:zen-
I 

den entscheid~t das Schiedsgericht, ob ein Verstoß gegen diesen 

Konsens vorliegt. Es entscheidet ferner ~bRr geeignete Maßnahmf'n 

zur Wiedergut~achung dieses Verstoßes. 

Kann das Schiddsgericht wepen außt!rgew~hnlichf'r Umständ~ die 
I' • 
I 

vorgeschriebe~e Frist nicht einhalten, k6nnen dia Parteien diese 

Frist sowf'it ~otwendig verlängern. 

! 

(5) Liegt ein ieindeut iger' und schwer'wiegender Verstoß gegen Ar­

likel ~J odE:r' 1 vor', ~,anrl dip fl.I:!scllädigtf' Part.fd pine vorläl.lf':igc 
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Abhilfemaßnahme vorschlagen, um die Auswirkungen dieses Verstoßes 

bis zu einer endgültigen Sachi:lufkJärung dur-ch do~ Sch:if,dsg(n~icht 

Zu neutralisieren. FUr die vorlälJfige Abhilfemaßnahme g~lten die 

gleichen Lnitlinien wie für die endgültige Abhilfema~nahm~. 

Die vorläufigen Abhilff~müßndhme "dr-d nüch folp,p.ndem Vp.rFahl'f~n 

fes t g E~ leg t : 

a) Konnte die Angelegenhe-it nichl inf1erhalb \Ion 15 Tagen in 

Konsultationen geregelt werden, und hat die ~p.schädigte 

Partei del~ anderen mitgeteilt, daß !de diE: Angp.Jpgenheit 

als eindeutigen und schwerwiegenden Verstoß gegell diesen 

K 0 n 5 e n S il n sie h t, ben e n ne n die F' art (, i e n j n ne r- haI b von f' ü n r­

Tagen den Vorsitzenden des Schiedsgerichtes entweder im 

gegenseitigen Einvernehmen oder durch Auswahl aus der ee­
meinsam aufßsstellten Liste. 

b) Nach der BE!JH:nnung des Vorsitzenden kann die gescltädiv.te 

Partei diesem eine vorläufige Abhilfemaßnahm~ zum Ausgleich 

der Folgen plnes solchen Ver5toßE'~ vor-schlagers. Der Vor­

sitzende muß innerhalb von 15 Tagen iiber die Genehmigung, 

Änderung oder- AbI ehnlJn~ der- vorläuf:i gen /l.bhi I femaßnahmt:: 

entscheiden:Sei seiner Entscheidung Uber Genehmigung, Um­

fang, Art und Dauer der \lorläufigen AbhiJfemaßnahme bc­

rUcksichtigt der Vorsitzende, wie eindeutig und schwerwie­

gend der Verstoß ist und ob dip vorl~ufjH~ AbhiJfemaßnahmp 

nach den Richtlinien fUr eine solche Abhilfemaßnahme ver­

hältnismäßig ist. 

c) Oie vom Vorsitzenden genehmigte vor]~ufig~ Abhilfemaßnahme 

kann von der geschädigten Partei solange angewendet werden, 

bis gje durch die endgültige Entscheidung des Schi~dsBe-­

richtes verlängert, geändert odor beandet wird. 

(6) 1) Das SChi€,ds?,f.H'ic:ht bt:>rücksichtigt bE:d ~e:inr:n 

Entscheidungen über vorläufige oder endgültige 

Abhi J femaßnahrnf'n nach den Absät:zen 4 und 5 foIV,€!I1dE' 
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Richtli ien: 

CI ) Vor a n g i. 5 t Maß n ;:1 h rn P. n zug e b f' 1'1, dip f Li r [" r ~: e u g n iss e 

gelten, die von d~m Verstoß betroffen sind, und mit 

denf.:n die Ausfuhr-tli:j(;"!i;tlOp.ng~:~n [,rhöht oder verrinf!.ert 

we den, die in der Vereinbarun2 zwischen der AegierunR 

A f: pub 1 i 1\ Ö 5 t Po r I' I'! :i c h f ~ i n e r ~_~ c, i t!:; u n ci der" ne P. i f' run g 

V fl re i nie. t e n S t CI CI t e n a n der e r ~ rd. t ~j ij b erd e n tI a n d [~ 1 

b f.: S t i fIIlTI t [, n S t. ~ h 1 f-~ r:z Po U !!. n i S f; n n f [, S t f! f! 1 f' Y. t W 11 I' ci P'I , 

mit ? Dezember 1989 in Kraft getreten sind; 

zu Abstellung des Verstoßes notw~ndiR ist, kann das 

Sc1ied5~erichl die vorläu~ige Finfilhrung von Zöllen 

Od~r entsprechenden Sicherheitsleistungen fUr die Ein­

fu ren von Erzeugnissen mit Ursprung in dem Gebiet der 

Partei, die den Verstoß begangen hat, in das Gebiet der 
I 

an~eren Partei genehml~.en. 
, 

Be~ der Abwägung solcher Maßnahmen sind zu berilcksich" 

ti en: 

1) Schwere und Art: des VE~r5toßf'!;;, 

2} Dauer des Verstoßes, 

3) d i f! n ach t fJ i 1 i gen )\ u 5 ',I i r I'. u n ft. e n a \J f ci i t:: ) rs t t: r' [, 5 r; end e r 

anderen Partei und 

4} der Umfang des 

Erzeugnis oder den Erzeugnissen, die von dem Verstoß 

direkt: betroffrn ~lnd; 

, 

2) diEl von dem Schiedsgericht beschlossenen Maßnahmen 

so~ltcn nicht kumulierend mjt ein2clstaatlichen oder 

an~eren Maßnahmen in den Verstoßfdll angewendet werden, 
I 

gl(ich ob sie vorher oder nachträglich beschlossen 

wu den. 

('I) Die USA l nd östecr'eich mllssen die MaßnahmE,n erp.reifen, diE, 

das Schiedsg richt in seiner Sachaufklärung festlegte. Führt die 

USA 0 d P. r- Ö s t fr. r- I' eie h die!l e M i'I ß n i'I h rrlP n 1. c h t d lJ l~ r; h, und k ö n n C: n f; i e 

. . 

-
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sich nicht auf einen angemessenen Ausgleich oder ~ine andere 

Abhilfemaßnßhme einigen, kann die jeweils andere Partei dem Sch1~ds­

gericht vorschlagen, gleichwertige Vorteile dUS diesem Konsens 

gegenüber der Parte1 auszusetzen, die ihre Verpflichtungen nicht 

erfüllt. Eine solche Aussetzung wird 30 Tage nach ihrer Bedn­

tragune beim Schiedsgericht wirksam, sofern sie von diesem rlicht 

abgelehnt wird. 

Artikel 6 

(1) Dieser Konsens tritt mit dem Datum in Kraft, an dem die ye~trags­

parteien einander den Abschluß der dafür erforderlichen Verfahren 

notifiziert haben und bleibt nach gemeinsamem Beschluß solange voll­

ständig oder partiell in Geltung. 

(2) Dieser Konsens kann im gegenseitigen Einvernehmen der USA und 

österreich geändert werden, um neuen Situationen vor allem im 

Zusammenhang mit den Verhandlungsergebnissen der UruRuay-Aunde 

Rechnung zu tragen. 

(3) Dieser Konsen~ betrifft ausschließlich Stahl; unter Stahl 

sind im Sinne dieses Konsens die Erzeugnisse in Artikel 3 der 

Vereinbarung über den Handel mit bestimmten Stahlerzeugnis~en zu 

verstehen, die am ?Dezember 1909 in Kraft treten. 

(4) Oie~er Konsens berührt nicht die Rechte und Pflichten der 

Parteien aus dem GATT-Abkommen oder anderen multilateralen Über­

einkommen, die im Rahmen des GAlT ausgehandelt wurden. 

A N H A N G A 

Gemäß den Bestimmungen dieses Konsens sjnd 5taatlich~ UnterstUt. 

zungen fUr die Stdhlindustri& mit folgend&n Ausnahmen untersagt: 
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1) Staatliche UnterstUtzune PUr Forschung und Entwicklune 

NettozuschUsse in H~he von maximal 35 % d~r ftnr~ch~nhar~n 

Kosten ei industrieller GrundlagenForschung und 25 % bei 

aneewandter Forschung und Entwicklun~. 

chenbare Kosten gelten nur die unmittelbar mit 

g und Entwicklung in lusalnmenhanp. stehr,ndf~rl KOGtr'r,; 

men sind Kosten im Zusammenhang mit der industrl­

wendung oder kommerziellen Nutzung der (r~ebni~G~. 

2) StaatliJhe Unterstützung fijr' den Umweltschutz: 

Nettozuschü5~e in Hrihe von miüdrncd 15 % dr~r' unmittf'ILBf' mit. 

den bet oFfenen Umw~ltschutzmaßllahmen zU~dmmnnhän2Bnd~n 

Invcsti lon5ko&ten. 

3) St.:.IdtlJ 'he Unterstützuny, für sOLiale Zweck!?: 

ZU~chü5_e 7U der Entlohnung von Arbeitnrhmern, die auferund 

der stä digen Einstellung, Einschränkung oder UmRtellung 

der Akt"vitäten der Stahlunternehmrn cntlas~en oder vor-

zeitig n den Ruhestand versetzt wurden. 

4) Staatli 'he Unterstützung für Betr'iebGschließungen: 

ZuschUs e zu den Schließungskosten, die zusätzlich zu den 

r 3 genannten Sozialkosten für Stahlunternehmen 

gewährtl werden, die Produktion für' das gesamte Unternehmen 

endgült~~ einstellen; diese Zuschüsse belaufen ~ich rnaximal 
I 

auf den! jewei 1 s höheren der beiden folgenden Werte: 

a) Der abgczinste Barwert dES FixkostenLeitr~gcs, der 

wäh~end eines Zeitraumes von 3 Jahren von den Betrieben 

geleistet worden wäre, ab~ijglic;h der Ver~iin5tigune.en, 

dia da~ Unternehmen infolge der Schließune erhalten 

hat; oder 

b) Aes -Buchwert 

. ' , 
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1 1 

A N H A N G B 

Die Ver' p f 1 i c; h tun g (, n, die s j c; h Cl u s dem ~' Ö 1 AG - F j n Cl n " i e r' u n g !; f'. P !: ('1.. ,: 

19B?" (BGBl.Nr·. 29B/19B?) bis zu einer' Höhe von ATS 2 r1illiar'd~n 

er· g f.! ben. 0 i €I R ü g i €I run g der' He pub 1 i k ü s t er re i c; h h cl t lud n f' 

konkreten Pläne PUr die Auszahlung der vorhereenanntan Summe. 
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In course of discussions between the Government of the united 
states of America and the Government of Austria concerning the 
Agreement on Steel Trade Liberalization, both parties have 
agreed to the following: 

1. concerning Article 2.3: The following definitions shall 
apply: 

specificity of intervention: 

The reference in Article 2.3 to intervention "specifically 
provided" to the steel industry includes intervention 
directed exclusively to the steel sector or to a small 
group of industries of which the steel industry is apart. 

Fiscal concession: 

Included are all fiscal concessions of the aforementioned 
specific nature by which the steel industry is granted 
relief, fully or in part, from the general level of fiscal 
obligations toward the state applied uniformily across the 
economy Ce.g. ~pecific rates of depreciation, reductions 
in corporation taxes or in taxes on lands or buildings, 
etc.). 

similiar financing which cannot be regarded as a genuine 
provision of risk capital according to normal investment 
practice in a market economy: 

Covered is the provision of capital of all kinds for the 
party in question from public resources, directly, e.g., 
in the form of grants or loans, or indirectly, e.g., in 
the form of state guarantees, contributed in circumstances 
that would not be commercially reasonable investment 
practice to a private investor operating in the economy in 
question. 
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2. with respe t to paragraph 4 of Appendix A, if substantial 
and perman nt reductions in steel production capacity, not 
being unde taken for the benefit of subsequent steel 
production by any other entity in Austria, are being 
planned in Donawitz, the parties agree to consult in 
accordance with Articles 5(1) and 6(2). 

I hereby confi 
states of Ameri 
you would ackno 
Government of A 

the agreement of the Government of the United 
a to the foregoing. I should be grateful if 
ledge receipt of this letter and confirm the 
stria's agreement to its content. 
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• 

OBERSETZUNG 

Im Zuge einer Besprechung zwischen Regierungsvertretern 
der USA und Österreichs betreffend die Vereinbarung über die 
Liberalisierung des Stahlhandels, sind beide Parteien wie 
folgt übereingekommen: 

1. Betreffend Artikel 2.3: folgende Ausleg~~een sind anzu­
wenden: 

Besonderheit der Intervention: 

Die Bezugnahme i~ Artikel ?3 auf Interventionen "spe­
ziell vorgesehen" für die Stahlindustrie schließt Inter­
ventionen ein, welche sich ausschließlich auf einen 

Stahlsektor oder auf eine kleine Industriegruppe, welcher 

die Stahlindustrie anßehört, beziehen. 

Steuerb~ß....1insttgungen : 

Mit einbezogen sind alle Steuerbegünstigungen der bereits 

erwähnten besonderen Art, durch welche der Stahlindustrie 
voller Nachlaß oder teilweise Erleichterung voc allge­
meLlen Niveau der der Wirtschaft auferlegten Steuerver­

pflichtungen dem Staat gegenüber (z.B. besondere Ab­
schreibungssätze, Ermäßigung der Körperschaftssteuer, 

Grunderwerbssteuer etc.) 

j~hnliche Finanzierun~n welche nicht als echte Berei t­

stellung vo~ Risikokapital bezeichnet werden können im 

Sinne yon regulären Investitionsmethoden einer fJIarkt­
wirtschaft 

Gedeckt sind alle Arten von KapitalbereitsteIlungen für 
das betreffende Unternehmen: direkt aus öffentlichen 

Mitteln, ~.B. in Form von staatlichen Garantien, welche 
unter Begleitumständen gewährt werden, die für einen 
privaten Geldgeber in der selben Branche keine kaufmännisch 

./2 
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vernün tige Investitionsmethode darstellen würde. 

2. Bezügl'ch Anhang A Abs. 4 sind die Parteien Ubereingekor.lmen, 
Konsul tation n in Übereinstimmung mit Artikel 5 ( 1) und 6 (2) aufzlt-.. 
nehmen, fall wesentliche und anhaltende Verr1ngerungen der Stahl-
produktionsk pazität in Donawitz geplant werden, soferne diese t" 
Maßnahmen ni ht der Stahlproduktion anderer Anlagen in Österreich 
zugute komme • 

Ich b hiermit die Zustimmung der US-Regierung zu 
obigen Ausfü Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Si~ den 
Empfang dies~s Briefes und die Zusti~mung österreichischerseits 
zu seinem InHalt bestäti~en wUrden. 
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